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Landrätliche Bekanntmachungen. 


Nr. 1. Nachdem nunmehr für den Fahrverkehr auf 
öffentlichen Wegen in ganz Preußen durch Polizeiver⸗ 
ordnungen einheitlich vorgeſchrieben iſt, rechts auszuweichen 
und links zu überholen, erachten wir es für geboten, daß 
von den nachgeordneten Behörden auf die ſtrenge Durch⸗ 
führung dieſer Beſtimmungen mit Nachdruck hingewirkt wird. 
Gleichzeitig wird dafür Sorge zu tragen ſein, daß auch die 
ſonſt für den Fuhrwerksverkehr beſtehenden polizeilichen 
Vorſchriften mit größerer Strenge gehandhabt werden, als 
dies bisher geſchehen iſt. 

Wie die Erfahrung lehrt, pflegen namentlich die Führer 
der Pferdefuhrwerke jenen Beſtimmungen nur geringe Be⸗ 
achtung zu ſchenken. Bei der Begegnung mit Fuhrwerken 
weichen ſie nicht immer nach rechts, ſondern nach der beſſer 
befeſtigten Straßenſeite aus. Wenn ſie von anderen Fahr⸗ 
zeugen, insbeſondere von Kraftwagen, überholt werden ſollen, 
beachten ſie die vom Führer des überholenden Wagens ge⸗ 
gebenen Zeichen häufig nicht und machen außerdem nicht 
immer links, ſondern je nach dem Zuſtande der Straße auf 
der einen oder auf der anderen Seite zum Vorbeifahren 
Platz. Sehr oft wird ferner gegen die Vorſchriften ver⸗ 
ſtoßen, die verbieten, daß die Lenker von Fuhrwerken während 
der Fahrt ſchlafen oder die Geſpanne unbeaufſichtigt auf der 
Straße ſtehen laſſen. Endlich werden die Wagen während 
der Dunkelheit häufig nicht vorſchriftsmäßig beleuchtet. Ein 
großer Teil der Unfälle im öffentlichen Fahrverkehr dürfte 
lediglich auf eine ſolche nicht ausreichende Befolgung der 
polizeilichen Vorſchriften zurückzuführen ſein. Dies gilt 
namentlich mit Bezug auf den ſtetig zunehmenden Verkehr 
mit Kraftwagen, der ſich nur dann glatt vollziehen kann, 
wenn die beſtehenden Vorſchriften von allen auf den öffent⸗ 
lichen Wegen verkehrenden Fuhrwerken genau befolgt werden. 

Hierbei machen wir auf Erſuchen des Herrn Kriegs⸗ 
miniſters beſonders darauf aufmerkſam, daß die Bedeutung 
des Kraftfahrzeuges als militäriſches Verkehrs- und Nach⸗ 
richtenmittel ſtetig zunimmt, ſodaß die Notwendigkeit beſteht, 
den höheren Führern in den Manövern mehr als bisher 
Gelegenheit zur kriegsmäßigen Ausnutzung dieſes Verkehrs⸗ 
mittels zu geben. Bei den Herbſtübungen der Truppen 
werden daher in Zukunft in wachſendem Umfange Kraft⸗ 
wagen zur Verwendung gelangen. Es erſcheint geboten, zur 
Verhütung von Unfällen vor Beginn der Herbſtübungen die 
Bevölkerung in geeigneter Form hierauf, ſowie auf die Not⸗ 
wendigkeit einer ſtrengen Befolgung der beſtehenden Fahr⸗ 
vorſchriften mit dem ausdrücklichen Hinzufügen hinzuweiſen, 
daß gegen alle Verletzungen jener Vorſchriften unnachſichtlich 
vorgegangen werden müſſe. 

Berlin, den 28. Juni 1905. 

Der Miniſter Der Miniſter des Innern. 
der öffentlichen Arbeiten. In Vertretung 
gez. v. Budde. v. Biſchoffshauſen. 
An ſämtliche Herren Oberpräſidenten. 


Polizei⸗Berordunug 
über 
den Verkehr mit Kraftfahrzeugen. 


Auf Grund der SS 6, 12 und 15 des Geſetzes über 
die Polizei⸗Verwaltung vom 11. März 1850 ſowie der 
§§ 137 und 139 des Geſetzes über die Allgemeine Landes⸗ 
verwaltung vom 30. Juli 1883 wird mit Zuſtimmung des 
Provinzialrates für den Umfang der Provinz Weſtpreußen 
Folgendes verordnet: 


J. Geltung anderweiter Poltzei⸗Verordnungen. 


8 1. Für den Verkehr mit Kraftfahrzeugen (Kraft⸗ 
wagen und Kraftfahrräder) gelten ſinngemäß die Vorſchriften 
der den Verkehr von Fuhrwerken oder Fahrrädern auf 
öffentlichen Straßen und Plätzen regelnden Polizeiverord— 
nungen, ſofern nicht die nachfolgenden Vorſchriften andere 
Anordnung treffen. Werden Kraftfahrzeuge für den öffent⸗ 
lichen Fuhrbetrieb verwendet, ſo finden auf ſie auch die Be⸗ 
ſtimmungen über den Betrieb der Droſchken und Omnibuſſe, 
oder die ſonſtigen dem öffentlichen Transportgewerbe dienen⸗ 
den Fuhrwerke entſprechende Anwendung. 

II. Beſchaffenheit und Ausrüſtung der Kraftfahrzeuge. 

§ 2. Die Kraftfahrzeuge müſſen betriebsſicher einge⸗ 
richtet ſein. Die Erregung übermäßigen Geräuſches ſowie 
die Entwickelung beläſtigenden Rauchs oder Dampfes und 
beläſtigender übler Gerüche iſt unſtatthaft. Vorrichtungen 
zum Auspuffen des Dampfes oder der Gaſe müſſen an 
einer möglichſt wenig ſichtbaren Stelle ſich befinden. 

§ 3. Die Lenfvorrihtungen müſſen leicht zu hand⸗ 
haben ſein und es ermöglichen, daß Kraftwagen auf Wegen 
von 10 m Breite und Kraftfahrräder auf ſolchen von 3 m 
Breite umkehren können. Für Kraftwagen, die zum Trans⸗ 
port von Laſten dienen, können von den Landräten, in 
Stadtkreiſen von den Ortspolizeibehörden, Ausnahmen zu⸗ 


gelaſſen werden. 


§ 4. Jeder Kraftwagen iſt mit zwei von einander 
unabhängig zu handhabenden, ſchnell und ſicher wirkenden 
Bremsvorrichtungen zu verſehen, von denen jede für ſich im 
Stande iſt, den Wagen auf ebenem, trockenem Pflaſter, ins⸗ 
beſondere auch auf Asphaltpflaſter, bei einer Geſchwindigkeit 
von 15 km in der Stunde auf mindeſtens 8 m Länge zum 
Stehen zu bringen. Für Kraftfahrräder genügt eine den 
vorſtehenden Beſtimmungen entſprechende Bremsvorrichtung. 

§ 5. Jedes Kraftfahrzeug muß zur Abgabe von 
Warnungszeichen mit einer Huppe ausgeſtattet ſein. Die 
mit derſelben zu gebenden Warnungszeichen müſſen deutlich 
wahrnehmbar ſein, ohne durch überlautes oder grelles Ge⸗ 
räuſch das Publikum zu beläſtigen. 

Ausnahmen von der Ausſtattung mit Huppen können 
für Kraftfahrzeuge, welche beſtimmten öffentlichen Zwecken 
dienen (3. B. für Kraftwagen der Feuerwehr), von den 
Landräten, in Stadtkreiſen von den Ortspolizeibehörden, zu⸗ 
gelaſſen oder vorgeſchrieben werden. 


§ 6. Die Lenk, Brems- und Signalvorrichtungen find 
jo anzubringen, daß fie der Führer, ohne ſein Augenmerk 
von der Fahrtrichtung abzulenken, leicht und auch im Dunkeln 
ohne Gefahr der Verwechſelung handhaben kann. 

§ 7. Jeder Kraftwagen iſt mit mindeſtens zwei hell⸗ 
leuchtenden, an den Seiten anzubringenden Laternen aus⸗ 
zurüſten, deren Licht nach vorn fallen muß, und deren Gläſer 
nicht farbig ſein dürfen. Sie müſſen es ermöglichen, daß 
die Fahrhahn auf mindeſtens 20 m vor dem Wagen durch 
den Führer überſehen werden kann. 

Bei Kraftfahrrädern genügt eine ſolche Laterne. 


§ 8. Jedes Kraftfahrzeug muß mit einem Schilde 


verſehen ſein, welches den Namen oder die Firma des 
Fabrikanten, die Anzahl der Pferdekräfte der Maſchine und 
das Eigengewicht des Wagens angibt. 


III. Polizeiliche Kontrollvorſchriften. 


§ 9. Jedes Kraftfahrzeug, mit welchem öffentliche 
Wege befahren werden, muß mit einem polizeilichen Kenn⸗ 
zeichen verſehen ſein, welches aus einer Bezeichnung der 
Provinz — bezw. des Landespolizeibezirks Verlin —, in 
welcher das Fahrzeug polizeilich regiſtriert iſt, und einer 
Erkennungsnummer beſteht. 

§ 10. Der Antrag auf Zuteilung einer Erkennungs⸗ 
nummer iſt an den Landrat, und wenn der Eigentümer des 
Kraftfahrzeuges in einer Stadt mit mehr als 10000 Ein⸗ 
wohnern wohnt, an die Ortspolizeibehörde ſeines Wohnorts 
zu richten. Dem Antrage iſt ſtattzugeben, wenn durch einen 
behördlich anerkannten Sachverſtändigen feſtgellt iſt, daß das 
Kraftfahrzeug den vorgeſchriebenen Beſ ſtinznungen genügt. 

Bei Fahrzeugen mit Dampfbetrieb iſt von dem Nach⸗ 
ſuchenden außerdem der Nachweis zu führen, daß die für 
den Betrieb von Dampfkeſſeln beſtehenden beſonderen le 
ſchriften befolgt ſind. 

Der Name, der Wohnort und erforderlichen Falles die 
Wohnung des Eigentümers und des Fabrikanten ſind be⸗ 
hufs Eintragung in eine polizeiliche Liſte bei der Stellung 
des Antrages auf Erteilung einer Erkennungsnummer an⸗ 
zugeben. 

Ueber die Zuteilung der Erkennungsnummer wird eine 
Beſcheinigung ausgeſtellt. 

§ 11. Auf Antrag einer Firma, deren Sitz ſich im 
Gebiet der Gültigkeit dieſer Verordnung befindet, kann der 
zuſtändige Regierungs⸗ Präſident nach erfolgter Prüfung eine 
Beſcheinigung darüber erteilen, daß eine dem vorgeführten 


Fahrzeug entſprechende fabrikmäßig gefertigte Wagengattung 


(Type) den Beſimmungen $$ 2 bis 7 genügt. 
§ 12. Bei der Veräußernng eines Kraftfahrzeuges, 


welches einer nach § 11 zugelaſſenen Wagengattung ange⸗ 


hört, kann die Firma dem Abnehmer eine mit laufender 
Nummer verſehene Ausfertigung der Beſcheinigung mit der 
Wirkung verabfolgen, daß ſich auf Vorweiſung derſelben für 


die im § 10 genannten Behörden eine beſondere Prüfung 


erübrigt, ob das Fuhrwerk den Vorſchriften der 88 2 bis 7 
entſpricht. 

Dieſe Beſtimmung gilt für alle von einer deutſchen 
Central od. Landespolizeibehörde ausgeſtellten Beſcheinigungen 


über die vorſchriftsmäßige Beſchaffenheit einer Wagengattung. 

§ 13. Das Kennzeichen (8.9) iſt auf der Rückſeite 
des Fahrzeuges nach außen hin an leicht ſichtbarer Stelle, 
ſowie in deutlich lesbarer Schrift anzubringen und während 9 


der Dunkelheit zu beleuchten. 


5 Es bleibt vorbehalten, über die Ausführung der Vor⸗ 
ſchriften in den 88 9 und 13 im Wege der öffentlichen 


Bekanntmachung nähere Beſtimmung zu erlaſſen. 


§ 14. Für vorübergehend in der Provinz Weſtpreußen 


verwendete Kraftfahrzeuge, deren Eigentümer an einem Orte 
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ſeinen Wohnſitz hat, wo die vorſtehende Bezeichnung der⸗ 
ſelben nicht vorgeſchrieben iſt, gelten die Beſtimmungen des 
§ 9 nicht, ſofern der Führer durch die Beſcheinigung einer 
zuſtändigen Behörde nachweiſen kann, daß das Fahrzeug 
den an dem betreffenden Orte gültigen polizeilichen Vor⸗ 
ſchriften entſpricht. 

Im Auslande ausgefertigte Beſcheinigungen dieſer Art 
müſſen mit dem Anerkennungsvermerk einer deutſchen Be 
hörde verſehen ſein. 

$ 15. Sofern für Fuhrwerke, die dem öffentlichen 
Perſonentransport dienen (Omnibus, Torwagen, Droſchken) 
eine anders geregelte Kennzeichnung vorgeſchrieben iſt, be⸗ 

hält es bei dieſer ſein Bewenden. 

§ 16. Die für den Wohnort des Eigentümers oder 
des Beſitzers eines Kraftfahrzeuges zuſtändige Behörde 
(Landrat, Ortspolizeibehörde) hat, ſofern es nach ihrem pflicht⸗ 

mäßigen Ermeſſen erforderlich iſt, jederzeit das Recht, die 
Prüfung eines Kraftfahrzeuges auf ſeine Betriebsſicherheit 
vorzunehmen und zu dieſem Zwecke die Vorführung des 
Fahrzeuges zu verlangen. 

§ 17. Kraftfahrzeuge, welche den Beſtimmungen dieſer 
Verordnung nicht oder nicht mehr genügen, können, abge⸗ 
ſehen von der etwaigen Beſtrafung des Verantwortlichen, 
zeitweilig oder dauernd von der Benutzung öffentlicher 
Straßen ausgeſchloſſen werden. 

Dasſelbe gilt von Kraftfahrzeugen, hinſichtlich deren 
einer Aufforderung zur Vorführung im Sinne des $ 16 
nicht Folge geleiſtet wird. 

IV. Pflichten des Eigentümers. 

§ 18. Die Eigentümer, Beſitzer und Führer find da⸗ 
für verantwortlich, daß ſich das Fahrzeug in vorſchrifts⸗ 
mäßigem Zuſtande befindet, daß namentlich die Bremjen 
ſicher und kräftig wirken und daß es mit den vorgeſchriebenen 
Bezeichnungen verſehen iſt. Sie ſind ferner dafür verant⸗ 
wortlich, daß das Fahrzeug nicht von einer ungeeigneten 
oder unzuverläſſigen Perſon geführt wird. 

Steht das Kraftfahrzeug im Eigentum oder Beſitze 
einer juriſtiſchen Perſon, ſo sen deren geordnete Vetreter 
die Verantwortung. 

a § 19. Auf Verlangen einer Ortspolizeibehörde hat 
der Eigentümer über diejenigen Perſonen, welche ſein Ge⸗ 
fährt in Benutzung genommen haben, Auskunft zu geben. 
S 20. Der Eigentümer eines mit einer Erkennungs⸗ 
nummer verſehenen Kraftwagens hat, ſobald er den Wagen 
veräußert oder ſeinen Wohnort verändert, der Behörde, 
a die Nummer exteilt hat, Anzeige zu erſtatten. 
V. Eigenſchaften und Obliegenheiten der Führers (Lenkers). 
§ 21. Das Führen von Kraftfahrzeugen iſt nur ſolchen 
Perſonen geſtattet, die mit den maſchinellen Einrichtungen 
und deren Handhabung völlig vertraut ſind und ſich hier⸗ 
über durch eine, von einer Behörde, einer behördlich beauf⸗ 
ſichtigten Fahrſchule oder einem behördlich anerkannten 
Sachverſtändigen ausgeſtellte Beſcheinigung ausweiſen können. 
Die Beſcheinigung iſt der Polizeibehörde des Wohnorts 
des Führers zur Kenntnisnahme vorzulegen und von dieſer 
mit einem entſprechenden Vermerk zu verſehen. Im Aus⸗ 
lande ausgefertigte Zeugniſſe gelten nur dann, wenn ſie 
mit dem Anerkennungsvermerk einer deutſchen Behörde ver⸗ 
ſehen ind. 

8 22. Perſonen, welche die den Führern obtiegenden 
Verpflichtungen (S 25 ff.) verletzt und ſich bei der Führung 
von Kraftfahrzeugen als unzuverläſſig gezeigt haben, kann 
das Führen von Kraftfuhrwerken für beſtimmte Zeit und 
in Fällen großer Pflichtverletzung auch dauernd von der 
Polizeibehörde ihres Wohnortes unterſagt werden. Die 
denſelben ausgeſtellte e s 21) u die „ 
behörde an ſich zu nehmen befugt. 


§ 23. Perſonen unter 18 Jahren iſt das Führen von 
Strafetnhrgeugeft nicht geſtattet. 

§ 24. Dienen Kraftwagen oder Fahrräder als öffent⸗ 
liche Transportmittel, ſo kommen für ihre Führer auch noch 
die Vorſchriften der das betreffende Transportgewerbe 
regelnden Polizeiverordnungen zur Anwendung. 

§ 25. Der Führer hat die Beſcheinigung im Sinne 
des § 10 und das Zeugnis im Sinne des § 21 während 
der Fahrt ſtets bei ſich zu führen und auf Verlangen den 
Aufſichtsbeamten vorzulegen. 

§ 26. Der Führer iſt verpflichtet, ſich vor der Fahrt 
davon zu überzeugen, daß alle maſchinellen Einrichtungen, 
insbeſondere die Lenk- und Bremsvorrichtungen, in ordnungs⸗ 
mäßigem Zuſtande ſind und gut wirken. 

§ 27. Von Kraftfahrzeugen dürfen nur die auch für 
andere Fuhrwerke beſtimmten Straßen und Wege benutzt 
werden. N 1 

Die Sperrung einzelner Straßen und Wege oder 
Straßenteile ꝛc. für Kraftfahrzeuge kann durch die zuſtändige 
Polizeibehörde angeordnet werden. 

Auf Fußwegen, die für Fahrräder freigegeben ſind, 
iſt der Verkehr mit Kraftfahrrädern nur mit beſonderer 
polizeilicher Genehmigung zuläſſig. 

§ 28. Die Geſchwindigkeit der Fahrt darf bei Dunkel⸗ 
heit und innerhalb der Ortſchaften das Zeitmaß eines im 
Trabe befindlichen Pferdes (ca. 10 km in der Stunde) nicht 
überſchreiten. Außerhalb der Ortſchaften darf ſie, wenn 
gerade und überſichtliche Wege befahren werden, angemeſſen 
erhöht werden. 

§ 29. An denjenigen Stellen, wo ein lebhafter Ver⸗ 
kehr von Wagen, Reitern, Radfahrern oder Fußgängern 
ſtattfindet, ſowie auf Strecken, die derart ſchlüpfrig ſind, 
daß die Wirkſamkeit der Bremſe in Frage geſtellt iſt, darf 
höchſtens mit der Geſchwindigkeit eines kurztrabenden Pferdes 
gefahren werden. 

Bei Paſſieren von engen Brücken, Toren und Straßen, 
beim Einbiegen aus einer Straße in die andere, auf ab⸗ 
ſchüſſigen Wegen, bei ſcharfen Straßenkrümmungen, bei der 
Ausfahrt aus Grundſtücken, die an öffentlichen Straßen 
liegen und bei der Einfahrt in ſolche Grundſtücke, ſowie an 
allen unüberſichtlichen Stellen muß ſo langſam gefahren 
werden, daß der Kraftwagen nötigenfalls ſofort zum Halten 
gebracht werden kann. 

§ 30. Während der Dunkelheit und bei ſtarkem Nebel 
müſſen die Laternen brennen. 

§ 31. Der Führer hat entgegenkommende, zu über⸗ 
holende, in der Fahrtrichtung ſtehende oder die Fahrtrichtung 
kreuzende Menſchen, insbeſondere auch die Führer von Fuhr⸗ 
werken, Reiter, Radfahrer, Treiber von Vieh 2c. durch deutlich 
hörbare Warnungszeichen ($ 5) rechtzeitig auf das Nahen 
des Kraftwagens aufmerkſam zu machen. Er hat ferner 
langſam zu fahren und zu halten, ſofern dies zur Ver⸗ 
meidung von Unfällen erforderlich iſt. 

In gleicher Weiſe iſt das Warnungszeichen zu geben 
vor Straßenkreuzungen, ſowie in den im § 29 Abſatz 2 
angeführten Fällen. 

Mit dem Zeichengeben iſt ſofort aufzuhören, wenn 
Pferde oder andere Tiere dadurch unruhig oder ſcheu werden. 
Zweckloſes oder beläſtigendes Zeichengeben iſt zu unterlaſſen. 

§ 32. Merkt der Führer, daß ein Pferd oder ein 
anderes Tier vor dem Kraftwagen ſcheut, oder daß durch 
das Vorbeifahren mit dem Kraftwagen Menſchen oder Tiere 
in Gefahr gebracht werden, ſo hat er langſam zu fahren 
und erforderlichen Falls anzuhalten. Das Auspuffen des 
Dampfes bei Kraftfahrzeugen mit Dampfbetrieb hat zu 
unterbleiben, inſoweit dadurch das Scheuen von Tieren oder 
eine ſonſtige Störung verurſacht werden kann. 
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§ 33. Auf den Haltruf eines polizeilichen Exekutiv⸗ 
beamten hat der Führer des Kraftfahrzeuges ſofort an⸗ 
zuhalten. 

§ 34. Verläßt der Führer das Kraftfahrzeug, jo hat 
er die Maſchine abzuſtellen oder das Triebwerk auszu⸗ 
ſchalten und die Bremſe anzuziehen, auch Vorſorge zu 
treffen, daß ſein Fahrzeug nicht durch Unbefugte in Be⸗ 
wegung geſetzt werden kann. 

§ 35. Wettfahren mit Kraftfahrzeugen auf öffentlichen 
Wegen, Straßen und Plätzen, ſowie das Veranſtalten ſolcher 
Wettfahrten ſind verboten. 

Ausnahmen bleiben der Entſcheidung der 
miniſter vorbehalten. 

VI. Anhängewagen. 

§ 36. Das Mitführen von Anhängewagen iſt im all⸗ 
gemeinen unſtatthaft und nur ausnahmsweiſe auf Grund 
beſonderer Erlaubnis des Landrates, in Stadtkreiſen der 
Ortspolizeibehörde, zuläſſig. 

Auf den Transport ſchadhaft gewordener Fahrzeuge 
findet dieſe Beſtimmung keine Anwendung. 

Dies Verbot gilt ferner nicht für einen mit einem 
Kraftfahrrad verbundenen Anhängewagen. 

Kraftfahrrad und Anhänger werden in dieſem Falle 
als ein einheitlicher Kraftwagen angeſehen, dergeſtalt, daß 
die für Kraftfahrräder erlaſſenen Sonderbeſtimmungen 
(3. B. SS 3, 7 dieſer Verordnung) keine Anwendung finden. 
VII. Strafbeſtimmungen und Zeitpunkt des Inkrafttretens. 

§ 37. Zuwiderhandlungen gegen die vorſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen und gegen die darin vorgeſehenen Anordnungen 
der Orts-, Kreis- und Landespolizeibehörden werden in 
Gemäßheit des § 366 Nr. 10 Straf⸗Geſetz⸗Buchs mit Geld⸗ 
ſtrafe bis zu 60 % oder Haft bis zu 14 Tagen beſtraft. 

8 38. Dieſe Verordnung tritt am 1. Juni 1902 
in n 

Danzig, den 9. März 1902. 

Der Ober⸗Präſident. 
Staatsminiſter von Goßler. 


Nachtrags⸗Polizeiverordnung über den Verkehr mit 
Kraftfahrzeugen. 4 

Auf Grund der SS 6, 12 und 15 des Geſetzes über 
die Polizei⸗Verwaltung vom 11. März 1850, ſowie der 88 
137 und 139 des Geſetzes über die allgemeine Landes⸗ 
verwaltung vom 30. Juli 1883 wird mit Zuſtimmung des 
Provinzialrats für den Umfang der Provinz Weſtpreußen 
folgendes verordnet: 

An Stelle der §s 22 und 28 der Polizeiverordnung 
vom 9. März 1902 über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen 
treten folgende neue Beſtimmungen: 

§ 22. Perſonen, welche die den Führern obliegenden 
Verpflichtungen (88 25 ff.) verletzt und ſich bei der Führung 
von Kraftfahrzeugen als unzuverläſſig gezeigt haben, kann 
das Führen von Kraftfahrzeugen für beſtimmte Zeit von 
der Polizeibehörde ihres Wohnortes unterſagt werden. Die 
denſelben ausgeſtellte Beſcheinigung ($ 21) iſt die Polizei⸗ 
behörde an ſich zu nehmen befugt. 

§ 28. Die Geſchwindigkeit der Fahrt darf bei Dunkel⸗ 
heit und innerhalb der Ortſchaften das Zeitmaß eines in 
geſtrecktem Trabe befindlichen Pferdes (ca. 15 km in der 
Stunde) nicht überſchreiten. Außerhalb der Ortſchaften darf 
ſie, wenn gerade und überſichtliche Wege befahren werden, 
angemeſſen erhöht werden. 

Danzig, den 3. April 1903. 


Reſſort⸗ 


Der Ober⸗Präſident. 
Delbrück. 
Marienburg, den 25. Auguſt 1905. 
Vorſtehenden Erlaß des Herrn Miniſters der öffent⸗ 


lichen Arbeiten vom 28. Juni d. Is., ſowie die Verordnungen 
des Herrn Oberpräſidenten über den Verkehr mit Kraftfahr⸗ 
zeugen vom 9. März 1902 und 3. April 1903 teile ich 
den Ortspolizeibehörden des Kreiſes zur Kenntnisnahme 
und genaueſten Beachtung mit, den Polizei⸗Exekutivbeamten 
und Gendarmen mache ich zur beſonderen Pflicht, jede 
Uebertretung der Vorſchriften unnachſichtlich zur Anzeige zu 
bringen. 


Nr. 2. Wie polizeilich feſtgeſtellt worden iſt, ver⸗ 
ſuchen noch immer in Spanien befindliche Schwindler Ver⸗ 
bindungen mit deutſchen Staatsangehörigen anzuknüpfen; 
um dieſe mittels Vorſpiegelung der Ausſicht auf den leichten 
Erwerb bedeutender Summen zur Hergabe von großen Be⸗ 
trägen zu verleiten und ſie ſo zu betrügen. 

Es kann nur dringend davor gewarnt werden, auf der⸗ 
artige Anerbieten einzugehen. Ein ſolches hat eine angeblich 
im Unterſuchungsgefängnis zu Madrid wegen Bankerotts 
befindliche ſich mit A. v. R. bezeichnende Perſönlichkeit kürz⸗ 
lich an einen Bezirkseingeſeſſenen gerichtet. In dem Schreiben, 
das, um den Inhalt glaubhaft erſcheinen zu laſſen, mit dem 
Amtsſtempel Prision Celuar Secretaria verſehen iſt, wird 
der Empfänger aufgefordert, zur Erlangung eines Koffers 
des Abſenders behilflich zu ſein, der auf einem franzöſiſchen 
Bahnhofe lagere und 800 000 Franken enthalte. Als Lohn 
wird dem Empfänger ein Drittel der Summe verſprochen. 
Der Empfänger wird zunächſt aufgefordert, ſeine Bereit⸗ 
willigkeit, ſich an dem Unternehmen zu beteiligen, durch ein 
im Wortlaut beiliegendes Telegramm an eine Deckadreſſe 
zu bekunden. 

Es empfiehlt ſich dringend, auf derartige Angebote 
nicht einzugehen, ſondern ſie unverzüglich zur Kenntnis der 
Ortspolizei⸗Behörde zu bringen, damit tunlichſt dieſe inter⸗ 
nationalen Schwindler unſchädlich gemacht werden. 

Danzig, den 12. Auguſt 1905. 

Der Regierungs⸗Präſident. 
2 Marienburg, den 29. Auguſt 1905. 

Indem ich vorſtehende Bekanntmachung zur öffentlichen 
Kenntnis bringe, erſuche ich die Ortspolizeibehörden, bei 
ihnen eingehende Anzeigen ohne Verzug dem Herrn Re⸗ 
gierungs⸗Präſidenten durch meine Hand einzureichen. 
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Nr. 3. Marienburg, den 30. Auguſt 1905. 
Der Gutsbeſitzer und Amtsvorſteher Otto Tornier in 
Fiſchau iſt von der Königlichen Regierung in Danzig an 
Stelle des bisherigen Amtsvorſtehers Alfred Stattmiller in 
Kykoit zum Vorſitzenden der Einkommenſteuer ⸗Vorein⸗ 
ſchätzungs⸗Kommiſſion des 23. Bezirks ernannt worden. 
Der Vorſitzende 
der Einkommenſteuer⸗Veranlagungs⸗Kommiſſon. 


Nr. 4. Marienburg, den 29. Auguſt 1905. 

Diejenigen Herren Amtsvorſteher des Kreiſes, welche 
meiner Kreisblattverfügung vom 14. d. Mts., betreffend 
Einreichung des Berzeichniſſes der Drogen⸗, Materialwaren⸗ 
handlungen ꝛc., noch nicht entſprochen haben, werden erſucht, 
derſelben nunmehr ſchleunigſt zu genügen. 


Nr. 5. Marienburg, den 26. Auguſt 1905. 
Es ſind gewählt und beſtätigt: 
a. zum Schöffen: 
der Gutsbeſitzer Julius Thiel in Jonasdorf, 
b. zum ſtellvertretenden Schöffen: 
der Hofbeſitzer Johann Cornelſen in Thiensdorf. 


Bekanntmachungen anderer Behörden. 


Nr. 1. Nachdem die Rotlaufſeuche bei den Schweinen 
des Gutsbeſitzers H. Harder und Käſereipächter Bieri in 
Warnau erloſchen und die vorgeſchriebene Stalldesinfektion 
ordnungsmäßig ausgeführt iſt, wird die Sperre hiermit 
aufgehoben. 

Warnau, den 29. Auguſt 1905. 


Nr. 2. Nachdem die Schweineſeuche unter den 
Schweinen des Arbeiters Ewert in Dammfelde erloſchen 
und die Stalldesinfektion ausgeführt, werden die ange⸗ 
ordneten Sperrmaßregeln aufgehoben. 
Amt Schönau, den 30. Auguſt 1905. N. 
Der Amtsvorſteher. 


Der Amtsvorſteher. 


Nr. 3. Unter den Schweinen des Beſitzers Joh. 
Kädtler in Pr. Roſengart iſt Rotlaufſeuche amtlich feſtge⸗ 
ſtellt. Schutz- und Sperrmaßregeln find angeordnet. 

Amt Stalle, den 27. Auguſt 1905. Der Amtsvorſteher 


Druck von O. Halb, Marienburg. 


* 


